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Teilgeltungsbereich 3
der 3. Änderung F-Plan

3. Änderung des Flächennutzungsplans

Entwurf für die öffentliche Auslegung

Ausgelegt vom ..................... bis .....................                                
                        (Datum)                          (Datum)

Stand :     25.09.2023

Gemeinde Goldebek                           Kreis Nordfriesland 

Übersichtsplan

O  L  A  F

Süderstr. 3
25885 Wester-Ohrstedt
Tel.: 0 48 47 - 980
Fax: 0 48 47 - 483
e-mail: info@olaf.de

Regionalentwicklung
Stadtplanung
Ortsentwicklung
Landschaftsplanung
Freiraumplanung

Planzeichenerklärung       

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 

Flächen für Windkraftanlagen - Zusatznutzung

Darstellungen ohne Normcharakter

Flächen für die Landwirtschaft 
(§ 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB)

GH max. 100 m Aufhebung der Höhenbegrenzung

Verfahrensvermerke
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom  ........................ . Die ortsübliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte vom ........................ bis ........................ durch Aushang.

2. Die frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am ...........................  durchgeführt.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden gemäß § 4 
Abs.1 i. V. m. § 3 Abs. 1 BauGB am  ........................ unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am ........................  den Entwurf der 3. Änderung des F-Plans und die Begründung 
beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf der 3. Änderung des F-Planes und die Begründung haben in der Zeit vom ........................ bis ........................ 
während der Dienststunden des Amtes Mittleres Nordfriesland nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche 
Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur 
Niederschrift geltend gemacht werden können, vom ........................ bis ........................ durch Aushang, ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Inhalt der Bekanntmachung der Auslegung der Planentwürfe und die nach § 3 Abs. 2 BauGB auszulegenden 
Unterlagen wurden unter "https://www.amnf.de/amt-gemeinden-stadt/verfahren-bauleitplanung.html" zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit zusätzlich ins Internet eingestellt.

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belang, die von der Planung berührt sein können, wurden gemäß § 4 Abs. 
2 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB am ........................ zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

7. Die Gemeindevertretung hat die abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange am ........................ geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

8. Die Gemeindevertretung hat die 3. Änderung des F-Plans am ........................ beschlossen und die Begründung durch 
Beschluss gebilligt.

9. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein hat die 3. Änderung des 
F-Planes mit Bescheid vom ........................ Az.: .............................................. - mit Nebenbestimmungen und Hinweisen - 
genehmigt.

10. Die Gemeindevertretung hat die Nebenbestimmungen durch Beschluss vom ........................ erfüllt, die Hinweise sind 
beachtet. Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein hat die Erfüllung der 
Nebenbestimmungen mit Bescheid vom ........................ Az.: .............................................. bestätigt.

11. Die Erteilung der Genehmigung der 3. Änderung des F-Plans sowie Internetadresse der Gemeinde und Stelle, bei der 
der Plan mit  der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung auf Dauer während der Sprechstunden von allen 
Interessierten eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, wurden vom ........................ bis 
........................ ortsüblich bekanntgemacht. In der Bekanntmachung wurde auf die Möglichkeit einer Geltendmachung von 
Verfahrens und Formverstößen und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) 
hingewiesen. 
Die 3. Änderung des F-Plans wurde mithin am ........................... wirksam.

Goldebek, den __________________________ ____________________
                             (Siegelabdruck) Amt / Gemeinde
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Darstellungen ohne Normcharakter

Gemeindegrenze

Windvorranggebiet Stand Dez. 2020

Nachrichtliche Übernahme

Archäologisches Interessengebiet

Hinweise
Archäologisches Interessengebiet
Teile des Plangebiets befinden sich teilweise in archäologischen Interessengebieten. Bei diesen Bereichen der überplanten 
Flächen handelt es sich daher gem. § 12 Abs. 2 S. 6 DSchG um Stellen, von denen bekannt ist oder den Umständen nach 
zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale befinden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der 
Genehmigung des Archäologischen Landesamtes. Das Archäologische Landesamt ist  frühzeitig an der Planung von 
Maßnahmen mit Erdeingriffen zu beteiligen, um prüfen zu  können, ob zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass im 
Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird und ob ggf. gem. § 14 DSchG archäologische 
Untersuchungen erforderlich sind. Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gem. § 14 DSchG die Kosten, die für die 
Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation des Denkmals sowie die 
Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im Rahmen des Zumutbaren zu tragen.
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